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Mandanten-Information zum Jahresanfang 2023

Sehr geehrte Mandantin,
sehr geehrter Mandant,

das zurtickliegende Jahr war sowohl fiir Unternehmer als
auch fir Privatpersonen eine groe Herausforderung.
Deshalb hat der Gesetzgeber gegen Ende des Jahres
2022 einige UnterstiitzungsmafRnahmen und Entlas-
tungen auf den Weg gebracht und kurz vor Jahresende
das Jahressteuergesetz 2022 (JStG) beschlossen, ein
Bindel von steuerrechtlichen MaRnahmen und Anpas-
sungen. Damit kommen einige Anderungen mit weitrei-
chenden Auswirkungen auf alle Steuerzahler zu.

So wird etwa durch die Anpassung der Steuertarife die
kalte Progression abgemildert. Durch die Erhéhung des
Grundfreibetrags ergibt sich dariiber hinaus fiir alle Steu-
erpflichtigen eine Entlastung.
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Anderungen im Bewertungsgesetz, insbesondere beim
Ertrags- und Sachwertverfahren zur Bewertung von Im-
mobilien, kénnen hingegen zu einem Anstieg der Schen-
kung- und Erbschaftsteuer fiihren.

Auflerdem wurden einige steuerliche Pauschalbetrage
und Freibetrage erhoht — beispielsweise der Arbeitneh-
merpauschbetrag, der Sparerpauschbetrag und der Aus-
bildungsfreibetrag. Des Weiteren wurden die Regelungen
zum héuslichen Arbeitszimmer und zur Homeoffice-
Pauschale teilweise vereinfacht. Dartber hinaus wurden
die steuerlichen Regelungen flr den Betrieb von Photo-
voltaikanlagen grundlegend Uberarbeitet.

Wir informieren Sie mit dieser Mandanten-Information
Uber die wichtigsten steuerlichen Neuregelungen mit
Auswirkungen im Jahr 2023. AuRerdem geben wir
Ihnen Hinweise zu Handlungsmdéglichkeiten. Denn ge-
rade in einem wirtschaftlich angespannten Umfeld und
bei stetigen Kostensteigerungen ist es sinnvoll, die ent-
sprechenden Spielraume zu kennen.

Bitte beachten Sie: Diese Mandanten-Information
kann eine individuelle Beratung nicht ersetzen!
Kontaktieren Sie uns deshalb, falls Sie Fragen haben
oder Handlungsbedarf sehen — insbesondere zu den
hier dargestellten Themen.
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l. Die Topthemen des
Jahressteuergesetzes 2022

1 Arbeiten im Homeoffice — Neues ab 2023

Damit die Kosten fiir ein hdausliches Arbeitszimmer fir
steuerliche Zwecke als Werbungskosten oder Betriebs-
ausgaben anerkannt werden, wird ein separater Raum
vorausgesetzt, der fast ausschlielich fiir betriebliche
Zwecke genutzt wird und auch entsprechend eingerichtet
sein muss.

Nach den bisherigen, bis zum 31.12.2022 geltenden Re-
gelungen sind die Aufwendungen fiir ein hausliches Ar-
beitszimmer nur dann in Ganze abziehbar, wenn das Ar-
beitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen
Tatigkeit bildete. Ausschlaggebend flr die Anerkennung
sind qualitative Kriterien, nicht die Zeit, die im hauslichen
Arbeitszimmer verbracht wird. Hierbei muss der qualita-
tive Kernbereich der beruflichen Tatigkeit im Homeoffice
ausgelibt werden.

Beispiel

Der selbstandige Versicherungsvertreter V vereinbart
Termine mit seinen Kunden vom hauslichen Arbeits-
zimmer aus und erstellt dort auch die Konzepte fiir
den Verkauf von Policen an die Kunden. Den Ver-
tragsabschluss holt er aber zumeist im personlichen
Gesprach bei den Kunden zuhause ein.

Der qualitative Schwerpunkt der Arbeit von V liegt im
Verkauf von Versicherungen. Dies findet schwer-
punktmafig auRer Haus beim Kunden statt. Damit
liegt der qualitative Schwerpunkt nicht im hauslichen
Arbeitszimmer.

Etwas anderes wurde gelten, wenn V eher beratend
tatig ware und seine Beratungskonzepte zuhause er-
stellen oder zum Grof3teil telefonische Vertragsab-
schlisse tatigen wirde. Dann lage der qualitative
Schwerpunkt im hauslichen Arbeitszimmer.

Lag der qualitative Mittelpunkt der gesamten beruflichen
Tatigkeit nicht im hauslichen Arbeitszimmer, war bisher
ein Kostenabzug von bis zu 1.250 € im Jahr mdéglich. Die
Kosten mussten hierbei im Detail nachgewiesen werden.
Nach den Neuerungen des JStG ist zwar nach wie vor ein
kompletter Kostenabzug nur dann mdglich, wenn das
hausliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten
beruflichen Tatigkeit bildet. Zur Vereinfachung wurde je-
doch ab dem 01.01.2023 ein jahrlicher Pauschalbetrag
von 1.260 € eingefiihrt, der ohne weitere Nachweise
steuermindernd bei den Werbungskosten oder Betriebs-
ausgaben angesetzt werden kann. Erst wenn die tatsach-
lichen jahrlichen Kosten flir das hausliche Arbeitszimmer
den Pauschalbetrag (bersteigen, missen die Aufwen-
dungen im Detail nachgewiesen werden.

Werden verschiedene Tatigkeiten ausgeubt und sind die
Voraussetzungen fiir den Abzug der Jahrespauschale je-
weils erfilllt, ist die Jahrespauschale auf die verschiede-
nen Tatigkeiten aufzuteilen.

Bildet das hausliche Arbeitszimmer nicht den qualitativen
Mittelpunkt der gesamten beruflichen Tatigkeit, ist kein al-
ternativer Kostenabzug bis zum bisherigen Héchstbetrag
von 1.250 € im Jahr mehr méglich. Allerdings kdnnen Auf-
wendungen fir die beruflichen Tatigkeiten von zuhause
aus uber die Homeoffice-Pauschale (siehe unten) gel-
tend gemacht werden.

Hinweis

Der Werbungskostenabzug fiir die Aufwendungen
des hauslichen Arbeitszimmers und ein Geltendma-
chen der Homeoffice-Pauschale fiir die gleiche Tatig-
keit schlieRen sich aus.

Mehrere Nutzer des-hauslichen Arbeitszimmers

Der Pauschalbetrag fir das hausliche Arbeitszimmer
bzw. der unbegrenzte Kostenabzug gilt nach wie vor per-
sonenbezogen. Wenn sich also zwei oder mehrere Per-
sonen ein hausliches Arbeitszimmer teilen, kann jeder
Nutzer den vollen Betrag von 1.260 € im Jahr als Pau-
schale ansetzen. Voraussetzung ist allerdings, dass alle
Nutzer jeweils ihren qualitativen Schwerpunkt der Tatig-
keit im hauslichen Arbeitszimmer haben. Soweit dies
nicht der Fall ist, kann allerdings die Homeoffice-Pau-
schale von 6 € pro Tag geltend gemacht werden.

Welche Aufwendungen kénnen geltend gemacht
werden?

Insbesondere folgende Aufwendungen koénnen fir das
hausliche Arbeitszimmer geltend gemacht werden:

e Miete oder, bei Eigenheimen, Gebaudeabschrei-
bung (ab 2023: 3 % der anteiligen Anschaffungs-
oder Herstellungskosten der Wohnung pro Jahr) und
die anteiligen Schuldzinsen fiir die Immobilienfinan-
zierung. Der auf das hausliche Arbeitszimmer entfal-
lende Anteil der Aufwendungen richtet sich dabei
nach der anteiligen Flache des Arbeitszimmers an
der Gesamtflache.

¢ Anteilige Instandhaltungs- und Renovierungsauf-
wendungen.

¢ Anteilige Wasser- und Energiekosten sowie Reini-
gungskosten

e Anteilige Grundbesitzabgaben
Grundsteuer)

(insbesondere

e Aufwendungen fir die nicht berufliche Ausstattung
des Raums (z.B. Vorhange, Beleuchtung, Tapeten).
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Hinweis

Gerade die Aufteilung der anteiligen Nebenkosten
auf das hausliche Arbeitszimmer bereitet in der Pra-
xis oft Schwierigkeiten, wenn fiir das Arbeitszimmer
kein eigener Stromzahler vorhanden ist. Oftmals
konnte man sich nur mit Schatzungen behelfen. Hier
bietet der neue pauschale Abzug von 1.260 € im
Jahr nun eine Vereinfachung. Dennoch sollten zum
Vergleich die tatsachlichen Kosten so genau wie
maoglich ermittelt werden, um kein Abzugspotenzial
zu verschenken.

Aufwendungen fiir Arbeitsmittel kbnnen immer abgezo-
gen werden, unabhangig davon, ob die Voraussetzungen
des hauslichen Arbeitszimmers vorliegen.

Die neue Homeoffice-Pauschale ab 2023

Bis zum Ablauf des 31.12.2022 kann fiir jeden Tag, an
dem ausschlieBlich von zuhause aus gearbeitet wird, die
Homeoffice-Pauschale mit einem Hdchstbetrag von
600 € im Jahr (120 Tage i.H.v. 5 € pro Tag) angesetzt
werden. Ein hausliches Arbeitszimmer, also ein abge-
schlossener Raum mit fast ausschlieBlich beruflicher Nut-
zung, ist nicht erforderlich.

Schédlich sind allerdings generell Auswartstatigkeiten am
selben Tag; fiir diese Tage kann dann keine Pauschale
geltend gemacht werden. Wichtig ist also, dass der ge-
samte Tag im Homeoffice verbracht wurde. Auch nur
kurze Besuche im Betrieb kdnnen schadlich sein.

Ab dem 01.01.2023 wurde die Homeoffice-Pauschale er-
weitert und groRziigiger ausgestaltet. Nach den neuen
Regelungen kénnen nun pro Arbeitstag zuhause 6 € an-
gesetzt werden, und zwar fir hochstens 210 Tage im
Jahr (maximal 1.260 €). Dies entspricht den durchschnitt-
lichen Arbeitstagen im Jahr, im Ergebnis wird also jeder
Homeofficetag (abgesehen ggf. von Wochenend- und
Feiertagsarbeit) steuerlich beriicksichtigt.

Aufwendungen fir Arbeitsmittel (z.B. Schreibtisch, IT-
Ausstattung, Papier, Schreibgerate) fir die Arbeit zu-
hause kdnnen zusatzlich zur Homeoffice-Pauschale gel-
tend gemacht werden.

Hinweis

Auch ab 2023 ist ein Abzug nur fiir komplett im
Homeoffice verbrachte Arbeitstage moglich. Aller-
dings wurde eine Ausnahme in das JStG aufgenom-
men:

Steht fir die betriebliche oder berufliche Tatigkeit
dauerhaft kein anderer Arbeitsplatz zur Verfligung,
kann die Homeoffice-Pauschale angesetzt werden,
auch wenn die Tatigkeit am selben Kalendertag so-
wohl zuhause als auch auswarts oder an der ersten

Tatigkeitsstatte ausgeubt wird. Diese Regelung gilt
z.B. fur Auendienstler, die an einem Tag sowohl zu-
hause als auch beim Kunden sind oder z.B. lediglich
fir Besprechungen den Betrieb aufsuchen und dort
keinen eigenen Arbeitsplatz haben.

2 Photovoltaikanlagen — neue Regelungen

Einkommensteuerliche Neuregelung

Durch das JStG sind die Einnahmen und Entnahmen aus
Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) unter bestimmten Vo-
raussetzungen steuerfrei. Als Entnahmen wird hier der Ei-
genverbrauch aus dem Betrieb der Anlage bezeichnet.

Die Befreiung gilt einerseits fir Anlagen bis zu einer
Bruttonennleistung von 30 kW (peak) (kWp) bei Einfa-
milienhausern und Gewerbeimmobilien bzw. 15 kWp je
Wohn- und Gewerbeeinheit bei Mehrfamilienhdusern und
gemischt genutzten Gebauden. Insgesamt sind pro Steu-
erpflichtigen oder Mitunternehmerschaft (also Personen-
gesellschaft z.B. GbR, KG) bis zu insgesamt 100 kWp
steuerfrei. Die Berechnung der Anlagenkapazitat richtet
sich hierbei nach den Daten, die im Marktstammdatenre-
gister erfasst sind.

Die Steuerbefreiung gilt unabhangig von der Verwendung
des erzeugten Stroms (Eigennutzung oder Verkauf, z.B.
an Mieter). Die Regelung gilt bereits riickwirkend fir Ein-
nahmen und Entnahmen, die nach dem 31.12.2021 er-
zielt oder getatigt wurden.

Beispiel

Unternehmer A hat auf seinem Privathaus eine PV-
Anlage mit 30 kWp errichtet, auf seiner Betriebshalle
befindet sich eine Anlage mit 70 kWp.

Losung

Unternehmer A hat zwar mit seinen Anlagen insge-
samt die Grenze von 100 kWp nicht Uberschritten, al-
lerdings uberschreitet die Anlage auf der Betriebs-
halle die zulassigen 30 kWp. Nach strenger
Auslegung sind nur die 30 kWp der Anlage auf dem
Privathaus beglinstigt.

Ob bei der 70-kWp-Anlage ggf. anteilig noch 30 kWp
begunstigt werden kénnen, ist derzeit noch unklar.

Gestaltungshinweis

Denkbar ware, dass A die 70-kWp-Anlage in eine
Personengesellschaft einbringt, z.B. eine GmbH &
Co. KG. Dann konnte fur diese auch die Steuerfrei-
heit in Anspruch genommen werden.
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Beispiel

Vermieter V besitzt ein gemischt genutztes Mietob-
jekt in Miinchen. Im Erdgeschoss befindet sich eine
Gaststatte, in den Geschossen 1 bis 4 jeweils eine
Mietwohnung. Nun méchte V auf dem Flachdach
eine PV-Anlage installieren lassen.

Die Frage lautet, welche Kapazitat die Anlage haben
darf, damit die Steuerfreiheit gilt.

Losung

Bei gemischt genutzten Gebauden und Mehrfamili-
enhausern sind bis zu 15 kWp pro Wohn- oder Ge-
werbeeinheit beguinstigt. Das Gebaude von V be-
steht aus einer Gewerbeeinheit und vier
Wohneinheiten. Also kann V eine Anlage mit einer
Kapazitat von insgesamt 75 kWp (5 x 15 kWp) instal-
lieren lassen, sofern er nicht noch tber weitere Anla-
gen mit einer Gesamtkapazitat von (liber) 25 kWp an
anderen Orten verflgt.

Freigrenze oder Freibetrag?

Derzeit noch unklar ist, ob die 100-kWp-Grenze als Frei-
betrag oder Freigrenze zu verstehen ist. Bei einer Frei-
grenze besteht das Problem, dass die gesamte Steuerbe-
freiung fiir alle Anlagen eines Steuerpflichtigen oder einer
Mitunternehmerschaft wegfallen konnte. Bei einem Frei-
betrag wiederum waren die ersten 100 kWp begunstigt,
weitergehende Kapazitaten dann nicht mehr. Im Fall des
Freibetrags ist bisher unklar, wie begiinstigte und nicht
beglinstigte Anlagenkapazitaten aufzuteilen waren.

Es ist davon auszugehen, dass die Finanzverwaltung fri-
her oder spater zu allen Unklarheiten im Zusammenhang
mit der neuen Regelung Stellung nehmen wird. Bis dahin
sollten Sie insbesondere bei der Planung neuer Anlagen
vorsichtig vorgehen und auf jeden Fall steuerliche Bera-
tung einholen.

Auch steuerfreier Verkauf der Anlage moglich?

Es stellt sich iberdies die Frage, ob auch der Verkauf ei-
ner PV-Anlage steuerfrei erfolgen kann. Dies ist nach
dem Gesetzeswortlaut wohl nicht der Fall, da nur Einnah-
men und Entnahmen ,,aus dem Betrieb“ der Anlage frei-
gestellt sind, also Erlése aus dem Stromverkauf sowie
aus dem Eigenverbrauch. Der Verkauf dirfte also nicht
darunter fallen.

Umsatzsteuerliche Neuregelung

Nach dem JStG ist ab dem 01.01.2023 auf die Lieferung,
die Einfuhr und den innergemeinschaftlichen Erwerb so-
wie die Installation von Photovoltaikanlagen einschliel3-
lich der Stromspeicher ein Umsatzsteuersatz von 0 % an-
zuwenden. Voraussetzung ist, dass die PV-Anlage auf

oder in der Nahe von Privatwohnungen, Wohnungen so-
wie Offentlichen oder anderen Gebauden, die fur dem Ge-
meinwohl dienende Tatigkeiten genutzt werden, installiert
wird. Hiervon kann vereinfacht ausgegangen werden,
wenn die installierte Bruttoleistung der PV-Anlage nicht
mehr als 30 kWp betragt. MalRgeblich fur den Zeitpunkt
der Anwendung der neuen Regelung ist der Zeitpunkt der
Inbetriebnahme der Anlage.

Hinweis

Bisher erfolgte die Lieferung und Installation einer
PV-Anlage umsatzsteuerpflichtig zu 19 %. Oftmals
wurde deshalb auf Seiten des Betreibers zunachst
die Umsatzsteuerpflicht gewahlt, obwohl tiblicher-
weise auch die Kleinunternehmerregelung moglich
war, da die Umsatze der Anlage im Jahr unter der
Grenze von 22.000 € lagen. Durch die Umsatzsteu-
erpflicht war aber die Erstattung der Umsatzsteuer
(sog. Vorsteuer) aus der Anschaffung der Anlage so-
fort moglich.

Zwar musste im Ergebnis dann finf Jahre lang Um-
satzsteuer auf den Eigenverbrauch abgefihrt wer-
den, bevor zur Kleinunternehmerregelung gewech-
selt werden konnte. Dennoch hat sich dies in vielen
Fallen gelohnt, da die erstattete Vorsteuer hher war
als die Steuer auf den Eigenverbrauch.

Dieser Vorgang ist nun fiir ab dem 01.01.2023 ange-
schaffte Anlagen wegen des Nullsteuersatzes nicht
mehr notwendig, es kann direkt die Kleinunterneh-
merregelung angewendet werden.

Nicht ganz klar ist, inwieweit der Nullsteuersatz auch fiir
laufende Reparaturen gilt, bei denen Komponenten aus-
getauscht werden.

3 Neues zur Gebaudeabschreibung

Hoéhere Wohngebaudeabschreibung ab 2023

Fir ab dem 01.01.2023 fertiggestellte Wohngebaude gilt
ein erhohter Abschreibungssatz von 3 % jahrlich (bis-
her: 2 % bzw. fur vor 1925 erbaute Gebaude 2,5 %). Da-
mit wird der Abschreibungssatz an denjenigen fiir betrieb-
lich genutzte Gebaude angeglichen, der schon seit
langerem 3 % jahrlich betragt. Hieraus resultiert dann
eine kirzere steuerliche Nutzungsdauer flir Wohnge-
baude von 33 Jahren (bisher 50 Jahre).

Nach wie vor maglich ist der Nachweis einer kiirzeren
Nutzungsdauer, etwa durch ein Gutachten. Die im Regie-
rungsentwurf geplante Streichung dieser Mdglichkeit
wurde im finalen Gesetz nicht umgesetzt.
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Neues zur Sonderabschreibung bei Mietwohnungen

Durch eine Sonderabschreibung in Héhe von 5 % jahrlich
Uber einen Zeitraum von vier Jahren, zusatzlich zur regu-
laren Gebaudeabschreibung ab 2023 von 3 % jahrlich,
soll der Bau neuer Mietwohnungen gefordert werden. Die
Geltung war bisher auf Wohnungen beschrankt, fir die
der Bauantrag (bzw. die Bauanzeige) im Zeitraum vom
01.09.2018 bis 31.12.2021 gestellt wurde. Mit dem JStG
wurde die Regelung nun erneuert und begunstigt neuge-
baute Wohnungen, fiir die der Bauantrag bzw. die Bau-
anzeige zwischen dem 01.01.2023 und dem 31.12.2026
gestellt wird.

Wichtig ist, dass eine neue, bisher nicht vorhandene
Wohnung hergestellt werden muss. Zudem muss nach
der neuen Regelung die Wohnung das Kriterium ,Effizi-
enzhaus 40 mit Nachhaltigkeitsklasse* erflllen. Diese An-
forderung gilt als ambitioniert und dirfte die Baukosten
erhéhen.

Die Bemessungsgrundlage fiir die Inanspruchnahme der
Abschreibung liegt bei maximal 2.500 € Anschaffungs-
oder Herstellungskosten je Quadratmeter der Wohnung
(bisherige Regelung: 2.000 € je Quadratmeter). Voraus-
setzung fir die Inanspruchnahme ist, dass die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten 4.800 € je Quadratmeter
(bisherige Regelung: 3.000 € je Quadratmeter) nicht tiber-
steigen. Werden diese Grenzen Uberschritten, ist die
Wohnung nicht férderwiirdig. Dennoch haben sich diese
Rahmenbedingungen gegeniiber der alten Regelung ver-
bessert.

4 Neuerungen zu aktiver und passiver
Rechnungsabgrenzung

Mit aktiven bzw. passiven Rechnungsabgrenzungsposten
werden bei der Bilanzierung Ertrage und Aufwendungen
verursachungsgemall den zutreffenden Veranlagungs-
zeitrdumen zugeordnet. Bei der aktiven Rechnungsab-
grenzung werden Aufwendungen, die im alten Jahr be-
zahlt wurden, wirtschaftlich aber in das Folgejahr
gehodren, diesem Jahr zugeordnet. Beispiele sind hier
Versicherungen, Lohne und Gehalter, Mieten und Lea-
singzahlungen. Bei der passiven Rechnungsabgrenzung
geht es entsprechend um Ertrage, die in einem Jahr ver-
einnahmt werden, aber erst dem nachsten Jahr zuzuord-
nen sind. Mit dem JStG wurde die Verpflichtung zur Bil-
dung von Rechnungsabgrenzungsposten vereinfacht.
Der Ansatz kann gemaR Wahlrecht kiinftig unterbleiben,
wenn die jeweilige Ausgabe oder Einnahme den Betrag
fiir geringwertige, sofort abziehbare Wirtschaftsgiiter
(GWG) nicht uberschreitet. Dieser betragt derzeit
800 €.

Die Regelung gilt fur Wirtschaftsjahre, die nach dem
31.12.2021 enden, sie kann also bereits flr die Jahresab-
schlisse 2022 bzw. entsprechende Abschliisse mit ab-
weichendem Wirtschaftsjahr angewendet werden.

Il. Weitere wichtige Neuregelungen

im Jahressteuergesetz 2022
Arbeithehmerpauschbetrag

Ab dem Jahr 2023 wird der Arbeitnehmerpauschbetrag
von bisher 1.200 € auf 1.230 € erhoht. Bereits im Veran-
lagungszeitraum 2022 wurde eine Erhéhung von 1.000 €
auf 1.200 € vorgenommen.

Durch den Arbeitnehmerpauschbetrag werden fiktiv Wer-
bungskosten bereits beim Lohnsteuerabzug berlicksich-
tigt, die dann auch nicht mehr einzeln nachgewiesen wer-
den missen. Entsprechend lohnt sich der Einzelnachweis
von Werbungskosten regelmafig fir Arbeitnehmer nur,
wenn der Pauschbetrag iberschritten wird.

Ausbildungsfreibetrag

Der Ausbildungsfreibetrag bertcksichtigt Mehrkosten der
Eltern aufgrund eines sich in Berufsausbildung bzw. Stu-
dium befindenden, auswartig untergebrachten, volljahri-
gen Kindes. Fur das Kind muss ein Anspruch auf Kinder-
geld bestehen.

Durch das JStG wird der Ausbildungsfreibetrag von 924 €
auf 1.200 € angehoben.

Entlastungsbetrag fiir Alleinerziehende

Alleinerziehende kdnnen einen speziellen Entlastungsbe-
trag fUr erziehungsbedingten Mehraufwendungen geltend
machen, die nicht im Einzelnen nachgewiesen werden
muissen. Durch das JStG wird der Entlastungsbetrag von
4.008 € um 252 € auf 4.260 € angehoben. Der Entlas-
tungsbetrag ist durch zwdlf teilbar. Arbeitgeber haben den
neuen Entlastungsbetrag fir Alleinerziehende ab Januar
2023, auch ggdf. riickwirkend, zu bertcksichtigen.

Fir das zweite und jedes weitere Kind, das zum Haushalt
des Alleinerziehenden gehort, wird jeweils ein zusatzli-
cher Freibetrag von 240 € gewahrt.

Sparerpauschbetrag

Ab dem 01.01.2023 wird der Sparerpauschbetrag von
801€ bzw. 1.602€ bei Zusammenveranlagung auf
1.000 € bzw. 2.000 € erh6ht. Damit dies technisch einfa-
cher ist, werden bereits erteilte Freistellungsauftrage ein-
fach prozentual erhoht.

Ehegatteniibergreifende Verlustverrechnung

Verluste bei den Einkunften aus Kapitalvermdgen kénnen
z.B. im Rahmen von Aktienverlusten oder Terminge-
schaften entstehen. Bisher war es nicht moglich, dass
Ehegatten ihre Gewinne oder Verluste aus Kapitalvermo-
gen im Rahmen der Veranlagung untereinander verrech-
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nen. Wenn also z.B. der Ehemann im Jahr 2.000 € Ge-
winn aus Aktienverkaufen erzielt hatte, die Ehefrau aber
1.000 € Verluste aus Aktien, war es nicht moglich, den
steuerpflichtigen Gewinn des Ehemanns um 1.000 € zu
reduzieren.

Durch das JStG ist es nun moglich, in einem Veranla-
gungszeitraum Gewinne und Verluste bei Einkiinften
aus Kapitalvermdégen ehegatteniibergreifend zu ver-
rechnen. Entsprechend ist dann die Reduzierung der
steuerpflichtigen Kapitaleinkiinfte im vorgenannten Bei-
spiel um 1.000 € durch ehegattenlbergreifende Verrech-
nung moglich. Hierfir muss aber die Zusammenveranla-
gung bei der Steuererklarung gewahlt werden.

Die Neuregelung gilt bereits riickwirkend ab 2022.

Besteuerung der Energiepreispauschale und der
Energiepreisbremse

Die Energiepreispauschale (EPP) fiir Renten- und Ver-
sorgungsbeziige in Hohe von 300 € unterliegt als steuer-
pflichtige Einnahme vollstandig der Einkommensbesteu-
erung. Es findet also keine Steuerermafligung statt wie
dies ggf. bei Renten- und Versorgungsbeziigen der Fall
ist. Die EPP wird jedoch bei einkommensabhangigen So-
zialleistungen nicht angerechnet und unterliegt nicht der
Beitragspflicht in der Sozialversicherung.

Auch die im Jahr 2022 gezahlte Energiepreispauschale
fir Arbeitnehmer und Selbstandige unterlag bereits der
Besteuerung.

Mit dem Erdgas-Warme-Soforthilfegesetz sollen pri-
vate Haushalte, Gewerbekunden sowie kleinere und mitt-
lere Unternehmen bei ihrer Gasrechnung und bei der
Fernwarme entlastet werden. Zu diesem Zweck Uber-
nimmt der Staat riickwirkend unter bestimmten Voraus-
setzungen die entsprechenden Abschlagszahlungen fiir
den Dezember 2022.

Im JStG wurde klargestellt, dass diese Hilfeleistung
grundsatzlich der Besteuerung unterliegt. Im Ergebnis
greift die Besteuerung aber erst ab einem bestimmten
Einkommen, das sich an der Einkommensgrenze orien-
tiert, ab der die Pflicht zur Zahlung des Solidaritatszu-
schlags besteht. Bei Steuerpflichtigen, die den Solidari-
tatszuschlag zahlen missen, erhéht sich das zu
versteuernde Einkommen somit ab einer zu zahlenden
Einkommensteuer von 16.956 € um die Entlastungen
durch die Gaspreisbremse.

Steuerbefreiung des Grundrentenzuschlags

Auch fur Rentner bringt das JStG Neuerungen. Der Be-
trag der Rente, der aufgrund des Grundrentenzuschlags
geleistet wird, wird steuerfrei gestellt. Hierdurch steht der
Grundrentenzuschlag steuerlich in voller Héhe zur Verfu-

gung und tréagt ungeschmalert zur Sicherung des Lebens-
unterhalts bei. Dies kann dann fir Rentner, die auf ihre
Zahlungen Steuern zahlen mussten, eine Entlastung be-
deuten. Die Regelung gilt rickwirkend ab 2021.

Steuerfreie Pramien fiir Arbeitnehmer

Durch ein separates Gesetz wurde die sog. Inflationsaus-
gleichspramie beschlossen: Unternehmen, die ihren Ar-
beitnehmern zusatzlich zum vereinbarten Arbeitslohn
eine Pramie oder einen Bonus zahlen, kdnnen dies im
Zeitraum vom 26.10.2022 bis zum 31.12.2024 bei einem
Betrag bis zu 3.000 € steuer- und sozialversicherungsfrei
durchfiihren. Wichtig ist, dass bereits vertraglich verein-
barte Zahlungen (z.B. Tantiemen) nicht in eine steuerfreie
Pramie umgewidmet werden kénnen.

Das JStG enthélt zudem eine Klarstellung zum Anwen-
dungsbereich des steuerfreien Corona-Pflegebonus. Ar-
beitnehmer in voll- und teilstationaren Pflegeeinrich-
tungen und in stationdaren Hospizen erhalten flr
zusatzliche Aufgaben im Sinne des Infektionsschutzge-
setzes eine monatliche Sonderleistung von bis zu
1.000 €, je nach Grofe der Einrichtung. Die Pflegeeinrich-
tungen sollten die Zahlungen im Zeitraum zwischen Ok-
tober 2022 bis April 2023 an die Beschaftigen auszahlen.
Nunmehr wird der Begunstigungszeitraum auf den Mai
2023 erweitert, damit die Steuerbefreiung auch dem
Grunde nach fir Zahlungen des Monats April 2023 gilt.

lll. Neue Regeln fur die Betriebs-

prifung und neue Meldepflichten

Am 16.12.2022 hat der Bundesrat das Gesetz zur Umset-
zung der sog. ,DAC 7 beschlossen. Hierdurch wurden
Anderungen und Verscharfungen bei Betriebspriifungen
auf den Weg gebracht. Bei den Anderungen zur Betriebs-
prifung sind insbesondere folgende Themen interessant,
die in der Regel regelmaRig fir Jahre nach dem
31.12.2024 gelten.

Moglichkeit zum Teilabschluss der Priifung

Sind viele Themen der Prifung in Bezug auf bestimmte
Steuerarten und/oder Veranlagungsjahre geklart, soll ein
Teilabschluss der Prifung méglich sein. So kann zu ei-
nem frihen Zeitpunkt Rechtssicherheit hergestellt wer-
den. Die Entscheidung uber den Erlass von Teilab-
schlussbescheiden steht dabei im Ermessen der
Finanzbehdrde. Dem Erlass dlrfte aber regelmafig statt-
gegeben werden, wenn seitens des Steuerpflichtigen ein
berechtigtes Interesse am Teilabschluss besteht (z.B.
Rechtssicherheit).
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Qualifiziertes Mitwirkungsverlangen

Im Rahmen des sog. qualifizierten Mitwirkungsverlan-
gens wird nun eine starkere Verbindlichkeit fir die Be-
antwortung von Anfragen des Priifers geschaffen. Das
qualifizierte Mitwirkungsverlangen wird dabei offiziell
durch einen Bescheid an das Unternehmen kommuniziert
und umfasst den Inhalt Gblicher Priifungsanfragen. Aller-
dings darf das qualifizierte Mitwirkungsverlangen frihes-
tens nach Ablauf von sechs Monaten seit Bekanntgabe
der Priifungsanordnung ergehen.

Die Zeit zur Beantwortung des Verlangens betragt grund-
satzlich einen Monat. Wird diese Frist nicht eingehalten,
muss ein Verzogerungsgeld festgesetzt werden. Dieses
betragt pro Tag 75 € (maximal fur 150 Tage). AulRerdem
ist noch ein Zuschlag zum Verzdgerungsgeld bei fortge-
setzter Pflichtverletzung mdglich. Dieser betragt hochs-
tens 25.000 € fir jeden vollen Kalendertag fir hochstens
150 Kalendertage.

Hinweis

Sowohl die ordnungsmafige Anordnung des qualifi-
zierten Mitwirkungsverlangens selbst als auch dar-
aus erfolgende Verzogerungsgelder und Zuschlage
kénnen mit einem Einspruch oder ggf. mit Klage vor
dem Finanzgericht angegriffen werden.

Begrenzung der Ablaufhemmung

Bisher trat die Festsetzungsverjahrung, also der Zeit-
punkt, zu dem Steuerbescheide vom Finanzamt nicht
mehr anderbar waren, erst ein, wenn die aufgrund der Be-
triebsprifung erlassenen geanderten Bescheide formal
bestandskraftig waren. Nun wird eine Betriebspriifung
nur noch fiir maximal fiinf Jahre nach Erlass der Pri-
fungsanordnung den Ablauf der Festsetzungsfrist
hemmen.

Diese Regelung soll die Finanzamter dazu bewegen, Pri-
fungen zeitig abzuschlieen. Bei Mangeln in der Mitwir-
kung des Steuerpflichtigen kann sich der Ablauf der Fest-
setzungsfrist jedoch mindestens um ein weiteres Jahr
verzogern. Die Regelungen gelten erstmals fir Steuern,
die nach dem 31.12.2024 entstehen.

Festlegung von Priifungsschwerpunkten

Bereits seit 2023 ist es den Finanzamtern auflerdem
maoglich, Prifungsschwerpunkte festzulegen, um so den
Ablauf der Priufung effizienter zu gestalten und zu be-
schleunigen. Diese Schwerpunkte kénnen dem Steuer-
pflichtigen auch mitgeteilt werden. Auflerdem sollen
schon mit der Prifungsanordnung bereits Buchflihrungs-
unterlagen angefordert werden kénnen, was auch schon
bisher gangige Praxis war.

Elektronische Besprechungen

Bereits ab 2023 ist es mdglich, Verhandlungen und
Schlussbesprechungen auf elektronischem Weg, etwa
Uber Videokonferenzen, zu fuhren.

Neue Meldepflichten fiir Plattformbetreiber

Bereits seit dem 01.01.2023 unterliegen Betreiber digita-
ler Plattformen besonderen Melde- und Dokumentations-
pflichten. Hierbei geht es um alle Unternehmen, die im In-
ternet einen elektronischen Marktplatz zur Verfugung
stellen, auf dem Anbieter und Kunden Geschafte machen
kénnen. Ausgenommen von der Meldepflicht sind insbe-
sondere Strukturen, die z.B. lediglich Werbefunktion ha-
ben und bei denen der Geschéaftsabschluss dann aulRer-
halb der Plattform stattfindet. Die entsprechenden
technischen Meldemdglichkeiten werden derzeit noch ge-
schaffen. Der erste Meldezeitraum ist dann 2023.

IV. Anderungen beim Steuertarif und
Erhdhung des Kindergelds

Im Rahmen des Inflationsausgleichsgesetzes vom
08.12.2022 erfolgte eine Anpassung des Einkommen-
steuertarifs, um die Auswirkungen der kalten Progression
zu mildern. Dies beinhaltet hohere Grundfreibetrage
und hohere Einstiegswerte bei den Hochststeuersat-
zen. Im Detail stellen sich die Anderungen folgenderma-
Ren dar:

bisher ab 2023 ab 2024
Grundfreibetrag 10.347 € 10.908 € 11.604 €
jahrlich
Grenzsteuersatz 58.597 € 62.810 € 66.761 €

von 42 % ab

Die genannten Betrage verdoppeln sich bei Zusammen-
veranlagung. Erst ab Uberschreiten des Grundfreibetrags
findet Uberhaupt eine Besteuerung statt.

Der sog. Reichensteuersatz, also 45 %, beginnt unver-
andert mit einem Einkommen von 277.826 € (bzw.
555.652 € bei Zusammenveranlagung).

Das Kindergeld betragt ab 2023 monatlich fiir alle Kinder
einheitlich jeweils 250 €. Die bisherige Staffelung wird
damit aufgegeben. Aufierdem wird der Kinderfreibetrag
ab 2023 von 2.810 € auf 3.012 € und ab 2024 auf 3.192
€ erhoht. Im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung
findet von Amts wegen eine Prifung statt, ob Kindergeld
oder Kinderfreibetrag steuerlich glinstiger ist.
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V. Neues bei der Umsatzsteuer

ErmaRigter Steuersatz fur Restaurationsleistungen

Bis Ende 2023 bleibt es noch beim reduzierten Umsatz-
steuersatz von 7 % auf Restaurant- und Verpflegungs-
dienstleistungen; ausgenommen sind weiterhin Getranke.
Eigentlich ware die in der Corona-Pandemie eingefihrte
Stlitzungsmalnahme fiir die Gastronomie Ende 2022
ausgelaufen.

Wird fir Speisen und Getranke ein Betrag berechnet,
etwa bei Pauschalangeboten (Menis, Buffet), kann aus
Vereinfachungsgriinden eine Aufteilung im MaRstab 30 %
fur Getranke und 70 % fur Essen erfolgen.

Zusammenfassende Meldung

Die Abgabe einer korrekten Zusammenfassenden Mel-
dung bildet mit der Angabe der Umsatzsteuer-ldentifika-
tionsnummer die materielle Voraussetzung fir die Steu-
erfreiheit der innergemeinschattlichen Lieferung. Erkennt
der Unternehmer nachtraglich, dass eine von ihm abge-
gebene Zusammenfassende Meldung unrichtig oder un-
vollstandig ist, so ist er verpflichtet, die urspriingliche Zu-
sammenfassende Meldung innerhalb eines Monats zu
berichtigen. Die Folge war, dass eine innergemeinschaft-
liche Lieferung nicht mehr steuerfrei sein konnte, wenn
die betreffende Zusammenfassende Meldung unrichtig
war und nicht innerhalb der Monatsfrist berichtigt wurde.

Die Finanzverwaltung hatte die Regelung bereits 2022 im
Umsatzsteuer-Anwendungserlass entscharft. Durch das
JStG wurde diese Entscharfung nun gesetzlich festge-
schrieben. Eine unrichtige Zusammenfassende Meldung
kann zum Erhalt der Steuerfreiheit bis zum Ablauf der
Festsetzungsfrist der Umsatzsteuer korrigiert werden. Die
Korrektur innerhalb der Monatsfrist bleibt aber relevant,
um ein BuBgeld von bis zu 5.000 € bei fehlerhafter oder
unterlassener Abgabe der Zusammenfassenden Mel-
dung zu vermeiden.

Umsatzsteuerliche Unternehmereigenschaft

Im JStG wurde nun klargestellt, dass auch nichtrechts-
fahige Personengesellschaften wie z.B. Bruchteilsge-
meinschaften bei Grundstliicken umsatzsteuerliche Un-
ternehmer sein kdnnen. Dies gilt unabhangig davon, ob
sie nach anderen Vorschriften als rechtsfahig angesehen
werden. Dies erleichtert insbesondere den Vorsteuerab-
zug fir solche Gemeinschaften.

ErmaRigter Steuersatz auf Gaslieferungen

Der Umsatzsteuersatz fir die Lieferung von Gas Uber das
Erdgasnetz wird voriibergehend von 19 % auf 7 % ge-
senkt. Diese Regelung gilt vom 01.10.2022 bis
31.03.2024.

VI. Anderungen im Bewertungsgesetz
Durch das JStG werden im Bewertungsgesetz insbeson-
dere das Ertrags- und das Sachwertverfahren zur Bewer-
tung bebauter Grundstlicke sowie die Verfahren zur Be-
wertung in Erbbaurechtsfallen und Fallen mit Gebauden
auf fremdem Grund und Boden geandert. Die Regelun-
gen gelten fiir Ubertragungen ab dem 01.01.2023.

Insbesondere wurden die Liegenschaftszinssatze und die
Wertzahlen fir das Sachwertverfahren an das aktuelle
Marktniveau angepasst. Diese Anpassungen kdnnen we-
gen des immer noch hohen Preisniveaus fur Grundstlicke
insbesondere bei Ubertragungen von Ein- und Zweifami-
lienhausern sowie von Eigentumswohnungen und Mehr-
familienhduser zum Anstieg der Schenkung- und Erb-
schaftsteuer fihren.

Allerdings muss dazu dann das Sachwertverfahren auch
als Bewertungsmethode anzuwenden sein. Vorrangige
Bewertungsmethode ist jedoch das Vergleichswertver-
fahren, welches sich ggf. glinstiger auswirkt. Nur wenn es
keine Vergleichswerte gibt, ist das Sachwertverfahren
heranzuziehen.

Hinweis

Generell gilt: Fihrt die Anwendung der steuerlichen
Bewertungsverfahren in der Erbschaft- und Schen-
kung zu unrealistisch hohen Werten, besteht immer
die Mdglichkeit, den tatsachlichen Wert von Grund-
vermogen Uber ein Gutachten eines amtlichen Sach-
versténdigen feststellen zu lassen. Bei der Ubertra-
gung von grofRerem Grundvermdgen sollte dies
sogar obligatorisch als Uberpriifung vorgenommen
werden.

VII. Unterstiitzung der Betroffenen des

Ukrainekriegs

Die Erleichterungen fiir Zuwendungen und andere Unter-
stlitzungen im Zusammenhang mit dem Krieg in der Uk-
raine wurden vom BMF bis zum 31.12.2023 verlangert.

Dies umfasst insbesondere geringere Anforderungen an
Zuwendungsnachweise flir auf extra eingerichtete Son-
derkonten eingezahlte Spenden, die Lohnsteuerbefreiung
flr Arbeitslohnspenden, Erleichterungen hinsichtlich der
umsatzsteuerlichen Behandlung der Uberlassung von
Sachmitteln, Personal und Raumen zwischen beglinstig-
ten Einrichtungen sowie BilligkeitsmaRnahmen hinsicht-
lich des Vorsteuerabzugs bei Nutzungsanderung von
Raumlichkeiten aufgrund der Unterbringung von Gefliich-
teten durch die 6ffentliche Hand und durch private Unter-
nehmen.
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VIIl. Abgabe von Steuererklarungen

Durch das Vierte Corona-Steuerhilfegesetz wurden die
Abgabefristen fiir Steuererklarungen (Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Umsatzsteuer) ver-
langert. Die Verlangerungen gelten flr die Veranlagungs-
zeitraume 2020 bis 2024.

Fir Steuererklarungen, die durch Steuerberater erfol-
gen, gelten folgende Abgabefristen:

e Jahr 2020: bis 31.08.2022
e Jahr 2021: bis 31.08.2023
e Jahr 2022: bis 31.07.2024
e Jahr 2023: bis 02.06.2025
e Jahr 2024: bis 30.04.2026
Fir Steuerpflichtige, die ihre Steuererklarungen selbst

abgeben, wurden die Abgabefristen ebenfalls verlangert,
allerdings mit kiirzeren Zeitraumen:

e Jahr 2020: bis 01.11.2021
e Jahr 2021: bis 31.10.2022
e Jahr 2022: bis 02.10.2023
e Jahr 2023: bis 02.09.2024
Fir Einkiinfte aus Land- und Forstwirtschaft gelten jeweils

besondere Fristen.

Im Rahmen des Inflationsausgleichsgesetzes gibt es au-
Rerdem fir Steuerpflichtige mit geringem Einkommen, die
nur aufgrund der Erstattung von Beitragen zur Kranken-
und Pflegeversicherung abgabepflichtig waren, eine Be-
freiung von der Abgabepflicht einer Einkommensteuerer-
klarung.

Mit freundlichen Grii3en

Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewahr.
Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung!
Rechtsstand: 25.01.2023



Bestellschein s?eifﬂ??f{

l Gleich gebiihrenfrei faxen an: 08005121913

Deubner Recht & Praxis GmbH & Co. KG, OststraBe 11, 50996 K61n, Tel.: 0221/937018-0,
kundenservice@deubnerverlag.de, www.deubnersteuemn.de

Ja, ich bestelle die neue

Mandanten-Information zum Jahresanfang 2023

Umfang: 9 Seiten, Format DIN A4, lieferbar

als Dateiversion

O ohne Briefkopf-Einarbeitung zum Preis von 139 € zzgl. 7% USt
[ mit Briefkopf-Einarbeitung zum Preis von 159 € zzgl. 7% USt

Meinen Briefkopf sende ich im Original per Post oder im PDF-Format per E-Mail an
kundenservice@deubner-verlag.de (aus Qualitatsgriinden keine Scans oder Faxe) .

Absender
[ Ja,ich winsche ab sofort véllig
Kanzlei unverbindlich ein Muster-PDF per
E-Mail, sobald eine Mandanten-
Vorname/Name Information neu erscheint!
StraRe/Hausnummer
PLZ/Ort
Datum/Unterschrift E-Mail-Adresse
42331902

Deubner Recht & Steuern GmbH & Co. KG - mit den Marken Deubner Recht & Praxis und Deubner Steuern & Praxis

Postfach 50 19 64 Tel. +49 (0) 2 21/93 70 18-0 Personlich haftende Gesellschafterin Geschaftsfiihrer USt-Ident-Nr. DE 213 247 591
50979 K6In Fax + 49 (0) 2 21/93 70 1890 Deubner Recht & Steuern Ralf Wagner, IBAN DE 94 3708 0040 0937 2593 00
OststraRe 11 www.deubner-steuern.de Beteiligungs-GmbH Jochen Hortschansky, Kurt Skupin SWIFT-BIC DRES DE FF 370

50996 Koln kundenservice@deubner-verlag.de HRB 37127 HRA 16268 GlaubigerID DE25Z77Z0000446010



	MI_JA_2023_Muster ungeschützt_Kay Deubner.pdf
	Mandanten-Info-Jahresanfang 2023.pdf

	Bestellschein_42331902_Shop-Muster_MIJA_2023.pdf



